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Mein Haus, meine Bank, meine Regierung
Statement zum Bankenskandal, vor streikenden Studierenden gehalten
von Daniela Dahn*

Die praktizierte Ästhetik des Widerstands ist grundlegend. Auf
diesem Fundament baut die Ästhetik des Gegenvorschlags.
Mit welchen Lösungen ist der rot-rote Senat davor zu bewah-
ren, weiterhin gegen seine Wahlversprechen zu verstoßen
und an Bildung, also an Zukunft zu sparen?

Wie ist vermeidbar, dass immer mehr
elementare kulturelle und soziale Lei-
stungen in der Stadt entfallen, weil
noch über 25 Jahre die Gewinnzu-
sagen der angeblich 70 000 Zeich-
nerInnen von abenteuerlichen Immo-
bilienfonds erfüllt werden müssen?
Wie kann man das Land Berlin, und
damit die BerlinerInnen, von der
Selbstverpflichtung befreien, den
AnlegerInnen voraussichtlich minde-
stens 21,6 Milliarden Euro zu zahlen?

Eigentum verpflichtet...

Selbst wenn man zu deren Gunsten
annehmen möchte, sie hätten in dem
Glauben gezeichnet, nicht nur sich,
sondern auch der Stadt einen Gefal-
len zu tun, ist zu beachten, für wel-
chen Kundenkreis diese Fonds attrak-
tiv waren: für Leute mit überdurch-
schnittlich hohen Einkommen und
Vermögen, die, ohne das Risiko von
tatsächlichen Verlusten einzugehen,
durch Verlustzuweisungen „legal“
ihre Steuerverpflichtungen erheblich
verringern konnten. Obwohl also die
meisten jener AnlegerInnen ihre Ein-
zahlung über Steuervergünstigungen
oft schon nach einem Jahr wieder her-
ausgeholt hatten, werden ihre weite-
ren Ansprüche wie eine heilige Kuh
behandelt. Bloß nicht anrühren!
Rücksichtsvoll wird über die Stim-
mungslage der WertpapiereignerIn-
nen berichtet, ob sie gerade mehr oder

weniger einsichtig, mehr oder we-
niger verhandlungsbereit sind. War-
um können alle zu Opfern gezwun-
gen werden, nur nicht die Fonds-
anlegerInnen? Die Abgaben ohne Not
erbringen könnten? Da die meisten
dies auch angesichts der bankrotten
Stadt nicht freiwillig tun, ergibt sich
zwingend die Konsequenz: Enteig-
nung von weiteren Gewinnansprü-
chen.

Das wäre zwar ein rückwirken-
der Eingriff in das hohe Rechtsgut der
Renditesicherung, aber dieser wäre
durch die Artikel 14 und 15 des
Grundgesetzes nicht nur gedeckt, son-
dern geradezu geboten. Wie ist es er-
klärlich, dass derjenige, der von Ent-
eignung spricht, gleich in die Nähe
kommunistischer Umtriebe gerückt
wird, obwohl zwei von 19 Grundrech-
te-Artikeln unserer Verfassung dieses
Mittel ausdrücklich empfehlen?  Wes-
halb ist in der Bundesrepublik von
dieser Empfehlung so gut wie nie Ge-
brauch gemacht worden – es sei denn,
gegen (pauschal unter Kommunis-
musverdacht stehende) Ostdeutsche.

...nur manchmal

Wie man ganz mühelos ziemlich ge-
nau 70 000  Leute enteignet, und zwar
entschädigungslos, das hat die gesetz-
gebende CDU/FDP-Mehrheit 1992
mit dem „Gesetz zur Abwicklung der
Bodenreform“ demonstriert. Damit

wurde der Einigungsvertrag gleich
mitabgewickelt, in dem festgeschrie-
ben war, dass Verwaltungsakte der Al-
liierten und der DDR wirksam blei-
ben.

Obwohl der Europäische Ge-
richtshof in Straßburg die Enteignung
der Neubauern-Erben für verfas-
sungswidrig erklärt hat, legt die rot-
grüne Bundesregierung dagegen Wi-
derspruch ein. Offenbar nach dem
Motto: Die Verteilung von junkerli-
chem Boden an Landlose ist mit
rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht
vereinbar, die Verteilung von sitten-
widrigen Immobilienfonds an Skru-
pellose sehr wohl.

Rechtsstaatlich korrekt war auch
die Enteignung von rund 4000
schwerbeschädigten Arbeitsunfall-
opfern aus der DDR. Nachdem die
Staatliche Versicherung der DDR mit
ihrer Jahresprämieneinnahme von 7
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Milliarden Mark praktisch zum Null-
tarif an die Allianz übergeben wurde,
mußten die Lasten der DDR-Versi-
cherung die SteuerzahlerInnen über-
nehmen. Die Gewinne wurden priva-
tisiert, die Kosten sozialisiert. In die-
sem Fall ging es um den aus dem
Arbeitsgesetzbuch der DDR zunächst
weitergeltenden Anspruch, wenigsten
finanziell so gestellt zu sein, als sei
der Unfall nicht passiert. Bis 1995 er-
hielten die Betroffenen daher jeden
Monat Schadensersatzrenten von
durchschnittlich 450 DM. Als aber die
öffentlichen Mittel immer knapper
wurden, kam es zu Rechtsstreitig-
keiten.

Vom Gewicht des öffentlichen In-
teresses hänge ab, welches Ausmaß
der Eingriff haben dürfe, urteilte das
Bundesarbeitsgericht am 4.12.1995:
„Sogar die völlige Beseitigung bisher
bestehender, durch die Eigentumsga-
rantie geschützter Rechtspositionen
kann unter bestimmten Voraussetzun-
gen zulässig sein.“ Das Bundesar-
beitsgericht gab zu, dass es einen
rückwirkenden Eingriff in bestehen-
de Rechte vornimmt, rechtfertigte dies
aber damit, dass die „Gründe des öf-
fentlichen Interesses so schwerwie-
gend“ seien, „dass sie Vorrang haben
vor dem Vertrauen des Bürgers auf
den Fortbestand seines Rechts.“ 20
Millionen Mark spart der Staat seit-
her jährlich an diesen Ostinvaliden.

Um ein letztes Beispiel enteig-
nungsfreudiger Rechtsprechung anzu-
führen: 1994 geschah etwas Einmali-
ges. Die Länder Brandenburg und
Sachsen-Anhalt reichten beim Bun-
desverfassungsgericht eine Normen-
kontrollklage gegen die sogenannte
Stichtagsregelung ein. War die Ge-
meinsame Erklärung der Regierungen
im Juni 1990 noch davon ausgegan-
gen, dass alle Grundstückskäufe aus
der Wendezeit auf Redlichkeit geprüft
werden, so erklärte die von westlicher
Ministerialbürokratie ausgeheckte
Stichtagsregelung drei Tage vor der

Wiedervereinigung plötzlich sämtli-
che Käufe nach dem 18. Oktober
1989, dem Rücktrittsdatum Erich
Honeckers, für nichtig, sofern ein
Alteigentümer Anspruch erhebt.

Die Gültigkeit von Kaufverträ-
gen nicht von den zum Zeitpunkt des
Erwerbs gültigen Gesetzen, sondern
von Rücktrittsdaten von Regierungen
abhängig zu machen, gehört zur ho-
hen Schule juristischer Willkür. Die
Länder klagten dagegen, weil es sich
bei der Stichtagsregelung um echte
Rückwirkung handele, die prinzipi-
ell verfassungswidrig sei. Sie versto-
ße gegen das Vertrauensschutz- und
damit das Rechtsstaatsprinzip. Die
Regelung genüge weder dem Grund-
satz der Geeignetheit noch dem der
Erforderlichkeit. Sie schaffe nicht den
angestrebten Ausgleich, sondern
schließe ihn aus.

Das Bundesverfassungsgericht
ließ die Klage fünf Jahre liegen. In
der Zeit entschieden die Ämter für
offene Vermögensfragen nach gelten-

der Stichtagsregelung, also gegen die
ostdeutschen KäuferInnen. Als das
BVerfG am 23.11.1999 endlich sein
Urteil verkündete, waren 90 Prozent
der Fälle unwiderruflich erledigt. So
löste die Feststellung, die Regelung
sei verfassungskonform, selbst wenn
es sich um redlichen Erwerb gehan-
delt habe, kaum noch Empörung aus,
obwohl dadurch etwa 20 000 vor Ver-
künden der Stichtagsregelung ins
Grundbuch eingetragene Familien ihr
Haus verloren.

Das Gericht räumte ein, dass es
sich in diesen Fällen um echte Rück-
wirkung handele, die verfassungs-
rechtlich grundsätzlich unzulässig sei.
„Sie liegt vor, wenn ein Gesetz nach-
träglich ändernd in abgewickelte, der
Vergangenheit angehörende Tatbe-
stände eingreift. Auch in diesem Fall
gibt es aber Ausnahmen. Das Rück-
wirkungsverbot, das seinen Grund im
Vertrauensschutz hat, tritt zurück,
wenn sich kein schützenswertes Ver-
trauen auf den Bestand des geltenden
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Rechts bilden konnte.“ Dass Regie-
rungserklärungen und Zusagen sämt-
licher Politiker von CDU/CSU, FDP
und SPD über den Bestand redlich er-
worbenen Eigentums keinen paar
Monaten zu trauen ist, den Zusagen
von BankerInnen aber lebenslänglich,
ist ein klares Signal an die Bürger-
Innen.

Aber das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts hatte noch eine
zweite Begründung, weshalb eine
Ausnahme vom Verfassungsgebot er-
laubt ist: „Ferner kommt ein Vertrau-
ensschutz nicht in Betracht, wenn
überragende Belange des Gemein-
wohls, die dem Prinzip der Rechtssi-
cherheit vorgehen, eine rückwirken-
de Beseitigung von Normen erfor-
dern.“ Welche überragende Belange
dies sein können, ist den enteigneten
Familien nie erklärt worden. Wieviel
weniger müßte man da streikenden
Berliner Studierenden erklären, wes-
halb die Nichtigkeit unsittlicher Im-
mobilienfonds ein überragender Be-

Einführung in den Berliner Bankenskandal

lang ist. Um eine gerechte Abwägung
zwischen den Interessen des Eigen-
tumschutzes und den Erfordernissen
des Allgemeinwohls zu erreichen,
sollten die Fondzeichner zur Entschä-
digung ihre eingezahlten Anlagen in
voller Höhe zurückbekommen – ein
Privileg, das längst nicht allen Anle-
gerInnen von Wertpapieren zukommt.
(Die dem Staatshaushalt entzogenen
Steuern wären allerdings nachzuzah-
len.) Die AnlegerInnen hätten also
keinen anderen Schaden, als die Ab-
erkennung asozialer Gewinne und
Einsparungen. Dieselbe Argumenta-
tion würde natürlich erst recht für die
Aufsichtsräte zutreffen, die ihrer Auf-
sichtspflicht offensichtlich nicht nach-
gekommen sind und für dieses Weg-
sehen anhaltenden Anspruch auf ex-
orbitante Vergütung erheben.

Die Enteignung der AnlegerIn-
nen und Aufsichtsräte wäre nicht nur
durch das Grundgesetz, sondern auch
durch die Rechtsprechung der letzten
Jahre mehr als gedeckt. Solche Urteile

zu echter Rückwirkung ergingen bis-
her allerdings nur gegen eher minder-
bemittelte, zumal ostdeutsche Betrof-
fene. Es wäre doch ein in der Bevöl-
kerung wohl verstandenes, rotrotes
Signal, diesmal denen näher zu tre-
ten, deren Hauptsorgen günstige
Steuerabschreibungen sind. Dieses
Vorgehen würde dem Grundsatz der
Geeignetheit und dem der Erforder-
lichkeit durchaus entsprechen. Das
öffentliche Interesse ist jedenfalls
schwerwiegend. Aber die Ästhetik des
Gegenvorschlags ist erst dann stil-
bildend, wenn sie von einer Mehrheit
nicht nur getragen, sondern vehement
eingefordert wird.

�

Gegründet wurde die Berliner Bank-
gesellschaft (BGB) 1993 vom Berli-
ner Senat durch den Zusammen-
schluss der Berliner Bank AG (einer
privatrechtlichen Gesellschaft) und
der Landesbank Berlin (ehemalige
Sparkasse Berlin, Anstalt des öffent-
lichen Rechts). Dadurch wurde das
Risiko der nicht besonders gut lau-
fenden Berliner Bank AG der florie-
renden LBB (von allen Berliner Ban-
ken war sie die mit dem größten Kun-
denstamm) übertragen.

Die BGB ist eine Konzerngesell-
schaft, die sich aus mehreren Unter-
nehmen (Ende 2002 waren es 22) zu-

sammensetzt, die wiederum an zahl-
reichen Tochtergesellschaften im In-
und Ausland beteiligt sind. Zu einem
Großteil gehört sie dem Land Berlin,
das zunächst 56%, nach einer Beihil-
fe des Berliner Senats zur Konzern-
rettung 81% der BGB-Aktien hält.

Seit spätestens 1996 war für das
Management der BGB sichtbar, dass
es ernsthafte finanzielle Probleme
gab. Zur Lösung dieses Problems
wurde eine Methode gewählt, die bei
unseriösen Konzerngesellschaften
zur Vertuschung unangenehmer Bi-
lanzposten u.a. sehr beliebt ist. Die
BGB hat Problemobjekte (z. B Kre-

dite, deren Rückzahlung zu platzen
drohte), die in der Bilanz Hinweise
auf die Schieflage der Bankgesell-
schaft geben könnten von der Bank-
gesellschaft durch einige Tochterge-
sellschaften geschickt und wieder
zurück. Finanziert wurden diese Vor-
gänge durch Kredite, die die BGB ih-
ren Tochtergesellschaften gewährte.

Durch einen Bewertungsfehler
hier, ein paar Millionen Dienstleis-
tungsgebühren einer Tochtergesell-
schaft an die andere da, dem Geld von

Die Berliner Bankgesellschaft




